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 Rückläufi ge Eingangszahlen 
in der Justiz
Erfahrungen und Einschätzungen der Anwaltschaft: 
Schnelle und kostengünstige Lösungen sind gefragt
Prof. Dr. Matthias Kilian, Köln

Nicht nur die Anwaltszahlen sind rückläufi g (hierzu AnwBl 
2022, 358) – auch in fast allen Gerichtsbarkeiten nimmt die 
Zahl der Neueingänge seit Langem ab, besonders stark in 
der Zivilgerichtsbarkeit. Über die Gründe wurde seit Langem 
gemutmaßt – das Bundesjustizministerium (BMJ) versucht 
mittlerweile, diese Gründe mit Hilfe einer Studie herauszu-
fi nden. Das Soldan Institut hat erfahrene Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte um ihre Einschätzung der Gründe für den 
aus rückläufi gen Fallzahlen zwangsläufi g folgenden Bedeu-
tungsverlust der forensischen Tätigkeit der Anwaltschaft ge-
beten. Dieser Beitrag berichtet über die Ergebnisse.

I. Die Eingangszahlen in den Gerichtsbarkeiten

Eine Analyse der Justizstatistik zeigt – die Eingangszahlen in 
allen Gerichtsbarkeiten sind weit entfernt von den Spitzen-
werten vergangener Jahre.1 In der ordentlichen Gerichtsbar-
keit sind die jährlichen Neuzugänge über einen Zeitraum 
von 20 Jahren insgesamt nachhaltig rückläufi g. Die Zahl der 
Neuzugänge bei den Amtsgerichten in den beiden für den 
größten Geschäftsanfall verantwortlichen Teilbereichen – Zi-
vilprozess- und Strafsachen – ist seit der Jahrtausendwende 
um mehr als ein Drittel beziehungsweise ein Viertel zurück-
gegangen. 2016 sank die Zahl der Zivilprozesssachen bei den 
Amtsgerichten erstmals auf unter 1 Million Verfahren. Nach 
mehreren Jahren relativ stabiler Eingangszahlen2 ging die 
Zahl 2020 – das Jahr 2021 ist bislang statistisch noch nicht 
erfasst – wieder stärker auf 852.907 zurück. Auch die Zahl 
der Familiensachen ist, ausgehend von einem niedrigeren 
Niveau, seit einigen Jahren rückläufi g, nachdem sie in den 
sogenannten „Nullerjahren“ noch um rund 20 Prozent zuge-

Abb. 1: Entwicklung der Eingangszahlen bei den Gerichten 

nommen hatte. Auch Mahnsachen sind stark rückläufi g, ihre 
Zahl hat sich von 8,5 Millionen im Jahr 2002 auf 4,4 Millio-
nen im Jahr 2020 fast halbiert. Einzig neue Bußgeldverfahren 
zeigten zuletzt moderat wachsende Eingangszahlen, wenn-
gleich diese unter dem bisherigen Rekordniveau des Jahres 
2005 liegen. Ähnlich wie bei den Amtsgerichten war die Zahl 
der erstinstanzlichen Eingänge in Zivilprozesssachen bei den 
Landgerichten seit der Jahrtausendwende bis 2017 rückläufi g. 
Naheliegend ist ein Zusammenhang zwischen dem 2018 zu 
verzeichnenden Anstieg der Neuzugänge und dem sogenann-
ten Diesel- beziehungsweise Abgasskandal. Die Zahl der Neu-
eingänge lag zuletzt bei 366.000, damit aber immer noch rund 
20 Prozent unter dem Spitzenwert des Jahres 2004. Stabil ge-
blieben sind die Eingangszahlen in Strafsachen mit jährlich 
13.000 bis 14.000.

Die Geschäftsentwicklung der Fachgerichte ist in besonde-
rem Maße von wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Ein-
fl üssen geprägt: Wirtschaftliche Krisen führen zu mehr Kün-
digungsstreitigkeiten vor den Arbeitsgerichten oder zu mehr 
gerichtlichen Auseinandersetzungen über Transferleistun-
gen vor den Sozialgerichten. Flüchtlingsströme wirken sich 
durch mehr gerichtliche Asylverfahren auf die Verwaltungs-
gerichte aus. Aus diesem Grund ist die Zahl der Verfahren 
vor den Fachgerichten stärkeren Schwankungen unterworfen 
als vor den ordentlichen Gerichten und stets in den Kontext 
äußerer Einwirkungen zu stellen. Die Eingangszahlen der 
Sozialgerichte nahmen nach einem Höchstwert von 422.214 
im Jahr 2010 bis 2017 stetig ab und lagen im Jahr 2020 bei 
309.650. Die Zahl der erstinstanzlichen Verfahren vor den 
Verwaltungsgerichten nahm nach einer Dekade stark rückläu-
fi ger Eingangszahlen – von 2000 bis 2010 war ein Minus von 
einem Drittel zu verzeichnen – infolge der Flüchtlingskrise 
einige Jahre merklich zu und erreichte 2017 einen Höchst-

 1 Details zu den Eingangszahlen in den Gerichtsbarkeiten (sowie zu Zahl und Art der 
Erledigungen, Streitwerten, usw.) bei Kilian/Lieb (Hrsg.), Statistisches Jahrbuch der 
Anwaltschaft 2021/22, Baden-Baden 2022, Kap. 11. 

 2 Sie beruhten vor allem auf die vom Gesetzgeber neu geschaffenen Fluggastrechten und 
ihrer Durchsetzung mit Hilfe von Legal Tech. Ohne diese Verfahren, die zuletzt eine Zahl 
von fast 100.000 pro Jahr erreichte, wären die Eingangszahlen bei den Amtsgerichten 
noch deutlich stärker gesunken.  
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stand von 352.331. Im Jahr 2020 lagen die Neuzugänge bei 
den Verwaltungsgerichten hingegen wieder bei 150.041. Die 
Arbeitsgerichtsbarkeit verzeichnet seit 2019 erstmalig nach 
langjährigen Rückgängen wieder einen moderaten Anstieg 
der Neuzugänge sowohl bei den Arbeits- als auch bei den Lan-
desarbeitsgerichten. Mehr als halbiert hat sich von 2004 bis 
2020 die Zahl der fi nanzgerichtlichen Verfahren.

II. Gründe – Empirischer Befund

Das Soldan Institut hat im Rahmen der Befragung zum Be-
rufsrechtsbarometer 2021 Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte mit mehr als zehn Jahren Berufserfahrung um ihre 
Einschätzung zu der vorstehend beschriebenen Entwicklung 
der Eingangszahlen in den Gerichtsbarkeiten gebeten. Zu die-
sem Zweck wurden den rund 1.900 in diese Kohorte fallenden 
Befragten sieben Aussagen vorgelegt, zu denen sie auf einer 
Skala von „1 = stimme voll und ganz zu“ bis „4 = stimme gar 
nicht zu“ ihre Einschätzung mitteilen konnten.

Aus Sicht der Befragten ist der wichtigste Grund für die 
rückläufi gen Eingangszahlen bei Gericht, dass Mandanten 
stärker als in der Vergangenheit an einer schnellen Konfl ikt-
lösung anstelle eines langwierigen Gerichtsverfahrens inter-
essiert sind (Skalenwert 2,0). 84 Prozent der Befragten stimm-
ten dieser Aussage „voll und ganz“ oder „eher“ zu. Ähnlich 
bedeutsam ist, dass Rechtsuchende aus Kostengründen be-
ziehungsweise wegen der Kostenrisiken häufi ger von einer 
Inanspruchnahme der Gerichte absehen (Skalenwert 2,1). 
Dieser Aussage stimmen 78 Prozent der befragten Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte „voll und ganz“ oder „eher“ 
zu. Das fehlende Vertrauen von Mandanten in die staatlichen 
Gerichte, zu fairen Ergebnissen zu kommen, wird als dritt-
wichtigster Grund für rückläufi ge Eingangszahlen angesehen 
(Skalenwert 2,3; Zustimmung 63 Prozent). Dass Mandanten 
insgesamt konfl iktscheuer geworden und seltener bereit sind, 
Konfl ikte eskalieren zu lassen, sehen 53 Prozent der Befrag-
ten an (Skalenwert 2,5). Seltener als Erklärung für rückläufi ge 
Eingangszahlen sehen Rechtsanwälte die zunehmende Inan-
spruchnahme alternativer Konfl iktlösungsinstrumente durch 

Rechtsuchende (Skalenwert 2,7; Zu-
stimmung 39 Prozent), verschlechter-
te Möglichkeiten, Drittfi nanzierungen 
der Rechtsverfolgungskosten (Kosten-
hilfe, Rechtsschutzversicherungen) in 
Anspruch zu nehmen (Skalenwert 
2,8; Zustimmung 30 Prozent) und 
einen generellen Rückgang justiziab-
ler Streitigkeiten (Skalenwert 2,8; Zu-
stimmung 29).

III. Ausblick

Die drei am häufi gsten von Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälten ge-
nannten Gründe, warum nach ihrer 
Wahrnehmung die Eingangszahlen 
bei den Gerichten rückläufi g sind, 
deuten auf Zweifel der Rechtsuchen-
den an der Justiz hin. Off ensichtich 
trauen viele Rechtsuchende dieser 
nicht (mehr?) zu, rasch zu fairen Er-
gebnissen zu kommen. Auch die 

traditionell lineare Erhöhung von Gerichtskosten im Gleich-
schritt mit der tarifi erten Rechtsanwaltsvergütung, die Rechts-
verfolgungskosten und -risiken steigen lässt, ist eine Baustelle 
gleichsam im staatlichen Lager, die off enbar zu den rückläufi -
gen Eingangszahlen beiträgt. Hier ist eine Diskussion überfäl-
lig, welcher Kostendeckungsgrad bei Gerichtskosten in einem 
Rechtsstaat unverzichtbar ist und ob eine Mischkalkulation, 
die Verfahren, in denen primär staatliche Interessen durch-
gesetzt werden, mit Verfahren, in denen private Interessen ge-
wahrt werden, vermengt, sachgerecht ist. Gesamtgesellschaft-
lich erfreulichere Erklärungsansätze für die rückläufi gen 
Eingangszahlen lassen sich aus der Perspektive der Mehrheit 
der Anwaltschaft bedauerlicherweise nicht verifi zieren: Nach 
den Erfahrungen von rund 2/3 der Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte suchen Rechtsuchende weder bei Konfl ikten 
zunehmend alternative Lösungen der Streitbeilegung noch 
ist das das Aufkommen an Rechtsstreitigkeiten geringer ge-
worden.

Abb. 2: Gründe rückläufi ger Eingangszahlen bei den Gerichten – Gesamtbetrachtung


